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SPIEGEL: Herr Rüttgers, im Kabinett Kohl
galten Sie als Mister Zukunft, in Düssel-
dorf haben Sie den Arbeiterführer ge -
geben, jetzt treten Sie als Lobbyist der
Senioren auf. Wie kommt es zu dieser
Verwandlung?
Rüttgers: Die Bevölkerung wird in den
kommenden Jahrzehnten kleiner, älter
und bunter. Aber es gibt immer noch kein
politisches Projekt dafür. Die 68er hinter-
lassen weniger Kinder und viele Schul-
den. Die Folgen sind weniger Wohlstand,
unsichere Sozialsysteme und Altersarmut,
vor allem für Frauen. Die Politik duckt
sich weg. Die Gewerkschaften ver-
teidigen die Vergangenheit. Die
Wirtschaft fordert andere auf, et-
was zu tun. Es gibt aber kein
Steuer geld mehr, um das Problem
zu lösen. Wir müssen jetzt unsere
Schulden abbauen. Deshalb geht
es um die Frage, ob unser Land
und die Wirtschaft mit weniger
und älteren Menschen genauso in-
novativ und damit auch produktiv
sein können wie bislang.
SPIEGEL: Und? Können sie?
Rüttgers: Ja, ich glaube, dass der
demografische Wandel wirtschaft-
lich und finanziell beherrschbar
ist. Mein Projekt ist deshalb ein

Weckruf. Und für die Bundesregierung
und die schwarz-gelbe Koalition ist es ein
zentrales Thema für den notwendigen
Neuanfang. Sie kann damit in der zwei-
ten Hälfte ihrer Amtszeit beweisen, dass
sie etwas von Wirtschaftswachstum und
sozialer Gerechtigkeit versteht. Aber
dazu brauchen wir einen neuen Genera-
tionenvertrag. 
SPIEGEL: Was verstehen Sie darunter?
Rüttgers: Wir alle sollten mehr arbeiten.
Den Jüngeren müssen wir deshalb die
Chance bieten, Beruf und Familie mitein -
ander zu vereinbaren, den Älteren die
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„Wir sollten mehr arbeiten“
Der frühere nordrhein-westfälische CDU-Ministerpräsident 

Jürgen Rüttgers, 60, fordert einen neuen Generationenvertrag.
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Demonstration gegen höheres Renteneintrittsalter: „Heute ist man mit 60 oder 65 nicht mehr alt“

Möglichkeit, länger im Berufsleben zu
bleiben. Die Menschen, die heute in Ren-
te gehen, sind nicht alt. Heute ist man
mit 60 oder 65 nicht mehr alt. Viele wür-
den deshalb gern länger arbeiten.
SPIEGEL: Sie wollen die Rente mit 70?
Rüttgers: Nein, das fordere ich nicht. Zu-
nächst sollte die Rente mit 67 de facto
durchgesetzt werden. Es hat keinen
Zweck, eine politische Symboldebatte zu
führen und immer noch ein bisschen
obendrauf zu setzen. Dann diskutieren
wir wieder über den Dachdecker, der
nicht mehr seine Arbeit auf dem Dach
machen kann. Das will ich nicht. 
SPIEGEL: Sondern?
Rüttgers: Ich will Flexibilität. Die Zeit bis
70 sollten wir als eine aktive Zeit verste-
hen. Die Menschen sollten frei entschei-
den, wann sie in Rente gehen. Sie müssen
dann aber auch hinzuverdienen können,
was wir heute in vielen Teilen noch er-
schweren. Im Alter zwischen 70 und 85
sollten die Menschen die Möglichkeit

 haben, sich losgelöst von der Er-
werbsarbeit gesellschaftlich einzu-
bringen und an verschiedenen
Stellen zu helfen: als Ersatzoma
oder als Ersatzopa, als Senior -
experte oder durch ehrenamtliches
Engagement.
SPIEGEL: Warum machen wir es
nicht wie in Großbritannien? Dort
gibt es kein gesetzliches Renten -
alter mehr.
Rüttgers: Genau darum geht es. Ich
werbe für mehr Flexibilität, so dass
jeder notfalls noch eine andere
Stelle oder eine andere Arbeit
übernehmen könnte. Es kann je-
denfalls nicht so bleiben, dass 40K
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Christdemokrat Rüttgers
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Prozent der Betriebe keine Arbeitnehmer
über fünfzig beschäftigen. 
SPIEGEL: Sollen Menschen, die länger ar-
beiten, auch länger Rentenbeiträge ein-
zahlen?
Rüttgers: Natürlich, aber nur wenn sie das
wollen. Wer länger arbeitet, kann dann
auch eine höhere Rente bekommen.
SPIEGEL: Und wenn der Arbeitgeber die
Alten lieber los wäre?
Rüttgers: Natürlich wollen viele Arbeit-
geber die Möglichkeit haben, sich von äl-
teren Arbeitnehmern ohne Begründung
zu trennen. Sie haben keine Lust, mit je-
dem Arbeitnehmer darüber zu verhan-
deln, ob er länger bleiben will oder nicht.
Das Ergebnis ist, dass die Arbeitnehmer
eben nicht länger bleiben. Aber warum
soll man nicht länger arbeiten dürfen,
wenn auch der Arbeitgeber das will?

War um ist das bei uns so schwer? Warum
gibt es diese Kultur nicht?
SPIEGEL: Ja, warum?
Rüttgers: Ein Problem sind die Schutz -
regelungen für ältere Beschäftigte. Die
Gewerkschaften werden mit den Arbeit-
gebern darüber reden müssen, ob die
 Tarifverträge weiterhin so wie bisher kon-
struiert werden können, dass man wenig
verdient, wenn man jung ist, während
man mit zunehmendem Alter mehr Geld
bekommt. Man kann sich auch fragen,
ob es richtig ist, dass im Rahmen von
 Sozialplänen oft zuerst die jungen Leute
entlassen werden.
SPIEGEL: Ein Problem einer alternden Ge-
sellschaft werden auch Sie nicht lösen
können: dass die Leistungskraft mit dem
Alter abnimmt.
Rüttgers: Auch ältere Beschäftigte sind
produktiv. Warum sollte es ihnen nicht
möglich sein, die Produktivität zu stei-
gern? Wir leben in einer Wissensgesell-
schaft. Ältere Leute sind nicht weniger
innovativ, denn sie haben Lebenserfah-
rung, und die brauchen wir, um innovativ
zu sein.
SPIEGEL: Viele Erfindungen wurden von
Menschen unter dreißig gemacht.
Rüttgers: Und umgesetzt wurden sie zu-
meist von Leuten, die erheblich älter wa-
ren. Sehen Sie sich an, wie heute Inno-
vationen entstehen. Das geschieht immer
in altersgemischten Gruppen.
SPIEGEL: Alternde Gesellschaften haben
zudem den Hang zu verkrusten und sind
oft strukturkonservativ.
Rüttgers: Deshalb richtet sich mein Vor-
schlag für einen neuen Generationenver-
trag nicht nur an die Alten, sondern auch
an die Jungen. Wir müssen nicht nur den
Älteren die Rente sichern, sondern auch
den Jungen die Ausbildung. Notwendig
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ist ein Kindergeld, mit dem die Kosten
von der Kita bis zum Studium bezahlt
werden können. Dazu müssen alle kin-
der- und familienpolitischen Leistungen
auf ihre Wirksamkeit hin geprüft werden.
Ich sage es noch einmal: Entscheidend für
die Zukunftsfähigkeit unseres Landes ist
Arbeit, Arbeit, Arbeit. Wenn die Bevöl-
kerungszahl schrumpft, muss alles getan
werden, dass mehr Menschen arbeiten
können. Deshalb muss es besser als bis-
lang möglich werden, Kinder und Karriere
zu vereinbaren. Und im Bildungssystem
darf kein Kind verlorengehen. Wir wer-
den auf niemanden verzichten können.
SPIEGEL: Wie wollen Sie das erreichen?
Rüttgers: Die Kindertagesstätten müssen
massiv ausgebaut werden. 
SPIEGEL: Das wird die Konservativen in
Ihrer Partei verstören.
Rüttgers: Warum? Ich bin auch dafür, dass
Frauen und Männer selbst entscheiden,
wie sie leben wollen, ob die Kinder in
die Kita kommen oder ob die Mutter zu
Hause bleibt. Ich will nicht, dass der Staat
in die Familien hineinregiert. Aber diese
Debatte steht doch momentan gar nicht
an, weil wir zumindest im Westen so we-
nige Angebote an Kinderbetreuungsplät-
zen haben, dass die Situation absolut un-
haltbar ist. Mit gravierenden Folgen.
SPIEGEL: Welche meinen Sie?
Rüttgers: Eines der großen Probleme der
Zukunft wird die Altersarmut von Frau-
en sein, die oft aus dem Erwerbsleben
ausscheiden, wenn sie Kinder bekom-
men. Und dann vielfach nur mit Teilzeit-
und Minijobs wieder einsteigen. Das
führt dazu, dass sie nur eine kleine Rente
bekommen und im Alter nicht ausrei-
chend versorgt sind. Auf eine Witwen-
rente können sie sich inzwischen auch
nicht mehr verlassen, weil sich die
Rechtsgrundlagen geändert haben. Des-
halb müssen wir nun endlich die Voraus-
setzungen dafür schaffen, dass man
 Familie und Beruf miteinander verbin-
den kann. Die Zahl der erwerbstätigen
Frauen muss weiter steigen.
SPIEGEL: Eine andere Möglichkeit, das De-
mografieproblem der Deutschen zu mil-
dern, wäre mehr Zuwanderung.
Rüttgers: Ich glaube nicht, dass man das
Problem durch Zuwanderung lösen kann.
Man kann es allenfalls abmildern. Gleich-
wohl sollten wir uns aber aufmachen und
den jungen Leuten, die in Spanien, Grie-
chenland und Portugal dringend Jobs su-
chen, hier Arbeitsplätze anbieten. 
SPIEGEL: Was schlagen Sie vor?
Rüttgers: Dass wir offiziell mit den Regie-
rungen reden und Angebote machen, wie
wir das früher schon einmal gemacht ha-
ben. In Spanien ist fast die Hälfte der Ju-
gendlichen arbeitslos. Wir täten damit et-
was Gutes für Europa, für Spanien und
auch für uns.

INTERVIEW: KONSTANTIN VON HAMMERSTEIN,
BARBARA SCHMID

„Ich glaube nicht,
dass man das Problem durch 
Zuwanderung lösen kann.“

  
   

    
   
  

 

  
  

    
    

Kostenfaktor Limburger Dom, Papstmesse in Berlin:

Pauken und Trompeten werden laut
erklingen, wenn der Domchor Ful-
da am Mittwoch vor den katholi-

schen Bischöfen eine neue Komposition
zu Ehren des Papstes anstimmt.

Das vierminütige Werk ist ein hinter-
sinniges Geschenk der Hirten für Bene-
dikt XVI. Es vertont einen Spruch aus
dem 2. Brief des Paulus an die Korinther,

den Joseph Ratzinger für seine Priester-
weihe wählte, 1951, als er noch jung und
voller Idealismus war: „Wir wollen ja
nicht Herren über euren Glauben sein,
sondern wir sind Helfer zu eurer Freude.“

Herr oder Helfer – wenn sich die Bi-
schöfe in dieser Woche zur Herbstvoll-
versammlung in Fulda treffen, gibt es viel
zu diskutieren. 

Denn der Chef aus Rom hat ihnen
beim Heimatbesuch einen harten Kurs
aufgedrängt. Die Kirche müsse sich „ent-
weltlichen“, forderte Benedikt, es sei bes-
ser, sie wäre „von ihrer materiellen und
politischen Last befreit“. Sogar die Säku-
larisierung vor 200 Jahren lobte der Papst.
Die „Enteignung von Kirchen gütern, die
Streichung von Privilegien“ hätten in der
Kirche zur „Läuterung und inneren Re-
form wesentlich beigetragen“.

K A T H O L I K E N

Herr oder
Helfer

Der Papst drängt seine Bischöfe zu
einem harten Kurs. Sie sollen 

die Kirche „von ihrer materiellen
Last“ befreien. Müssen sie nun 
auf Geld vom Staat verzichten?


